
346 Aus der Praxis der Parteiarbeit

Das Büro der Bezirksleitung Groß-Berlin faßte nach den Volkswahlen 195w 
den Beschluß, die Anleitung und Unterstützung der Volksvertreter zu verbessern, 
und legte dafür bestimmte Maßnahmen fest. Bei der Vorbereitung der IV, Tagung 
der Volksvertreter Ende vorigen Jahres wurde mit diesem Beschluß gearbeitet.

Die Vorsitzenden der Ständigen Kommissionen und die Mitarbeiter des 
Magistrats von Groß-Berlin arbeiteten gemeinsam einen Arbeitsplan aus, legten 
die Hauptaufgaben für die kommende Plenartagung fest, berieten, welche Unter­
lagen erarbeitet werden müssen und welche Kommissionen und Abteilungen 
bestimmte Probleme zu untersuchen haben. Jeder kannte seine besondere Auf­
gabe. Auf Grund dieser guten Vorbereitung war die IV. Tagung der Volksvertre­
ter ein Fortschritt in der Verbesserung der gesamten Arbeit. Die Tätigkeit des 
Staatsapparats wurde kritisiert, es wurden Fehler aufgedeckt und richtung­
weisende Beschlüsse gefaßt.

Die folgenden Plenartagungen wurden schon nicht mehr mit dieser Gründlich­
keit vorbereitet. Die Folge war ein Absinken des Niveaus. Der gute Beschluß der 
Bezirksleitung blieb auf dem Papier. Vom Büro bis zum politischen Mitarbeiter 
fühlte sich niemand zur Einhaltung verpflichtet.

Läßt die politische Anleitung der Genossen in der Volksvertretung durch die 
übergeordnete Parteileitung nach, dann müssen sich unweigerlich Mängel und 
Fehler in der Arbeit bemerkbar machen. Die erforderliche Aktivität in den Stän­
digen Kommissionen sinkt, die Einhaltung der demokratischen Formen bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Plenartagungen wird vernachlässigt, und 
die Volksvertreter finden schwer die richtigen Methoden, um mit den Werktätigen 
in Verbindung zu kommen. Es bilden sich um die Kommissionen keine Aktivs, die 
bestimmte Aufgaben zur Unterstützung des Staatsapparats übernehmen und 
dessen Arbeit kontrollieren. Alles läuft dann darauf hinaus, daß der Staats­
apparat und die Volksvertretung Gefahr läuft, sich von den Massen zu lösen. Wir 
können aber die Aufgaben des 2. Fünfjahrplans nicht erfüllen, ohne uns auf die 
aktive Mitarbeit der werktätigen Massen zu stützen.

Die Delegation des Obersten Sowjets der UdSSR hat sich bei ihrem Besuch 
eingehend mit den Fragen der Einbeziehung der Werktätigen in die Arbeit der 
Staatsverwaltung beschäftigt. Unter ihnen war es besonders Genosse Petolitschew, 
der in vielen Aussprachen mit Volksvertretern, Staatsfunktionären und Werk­
tätigen erläuterte, wie in der Sowjetunion die Menschen für die Mitarbeit an der 
Lösung staatlicher Aufgaben gewonnen, wie die Plenartagungen vorbereitet wer­
den, wie die Volksvertreter die Verbindung mit ihren Wählern aufrechterhalten 
und welche Bedeutung bei ihnen die Briefe aus der Bevölkerung haben, die an 
den Staatsapparat und an die Volksvertretungen geschrieben werden.

Genügend Zeit ist verstrichen. Das Protokoll der Aussprachen der Delegation 
des Obersten Sowjets der UdSSR mit den Werktätigen der Deutschen Demo­
kratischen Republik hat die Volkskammer seit längerer Zeit herausgegeben und 
allen verantwortlichen Funktionären des Staatsapparats, der Bezirks- und Kreis­
leitungen zugeleitet. Das Büro der Bezirksleitung Groß-Berlin sollte jetzt ent­
schieden darauf drängen, daß die Genossen des Staatsapparats dieses Protokoll 
auswerten und daraus richtige Vorschläge entwickeln, wie sie die gesamte Arbeit 
der Berliner Volksvertretung zu verbessern gedenken, damit die Volksvertretung 
von Groß-Berlin das wird, was Lenin lehrt, „ . . .  eine Macht, die allen offen steht, 
die alles vor den Augen der Masse tut, die der Masse zugänglich ist, die unmittel­
bar aus der Masse hervorgeht, das direkte und unmittelbare Organ der Volks­
masse und ihres Willens.“ H. G. / L. V.


